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(2) Ist in einem Ehescheidungsverfahren über Rechtsver­
hältnisse nach Absatz 1 zu entscheiden, wendet das Gericht 
die Gesetze seines Staates an.

Artikel 46
(1) Für die Entscheidung über Rechtsverhältnisse zwischen 

Eltern und Kindern außerhalb eines Ehescheidungsverfahrens 
sind die Organe des Vertragsstaates zuständig, in dessen Ho­
heitsgebiet das Kind zum Zeitpunkt der Einleitung des Ver­
fahrens seinen Wohnsitz hat.

(2) Ist in einem Ehescheidungsverfahren über Rechtsver­
hältnisse zwischen Eltern und Kindern zu entscheiden, ist das 
Gericht des Vertragsstaates zuständig, das für das Eheschei­
dungsverfahren zuständig ist.

Artikel 47 
Weitere Unterhaltspflichten

(1) Die Unterhaltspflicht zwischen Ehegatten, den geschie­
denen Ehegatten, Großeltern, Eltern und Enkeln richtet sich 
nach den Gesetzen des Vertragsstaates, dessen Staatsbürger 
die Person ist, die Anspruch auf Unterhalt erhebt.

(2) Für die Entscheidung nach Absatz 1 ist das Gericht des 
Vertragsstaates zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die Person 
ihren Wphnsitz hat, gegen die der Anspruch auf Unterhalt 
erhoben wird.

Annahme an Kindes Statt
Artikel 48

(1) Die Annahme an Kindes Statt oder ihre Aufhebung be­
stimmen sich nach den Gesetzen des Vertragsstaates, dessen 
Staatsbürger der Annehmende zur Zeit der Antragstellung 
ist.

(2) Ist das Kind Staatsbürger des anderen Vertragsstaates, 
sind bei der Annahme an Kindes Statt oder bei der Aufhe­
bung die Zustimmungen der gesetzlichen Vertreter und des 
zuständigen staatlichen Organs und, soweit dies nach den Ge­
setzen des Staates, dessen Staatsbürger das Kind ist, erfor­
derlich ist, die Zustimmung des Kindes beizubringen.

(3) Wird das Kind durch Ehegatten angenommen, von de­
nen einer Staatsbürger des einen und der andere Staatsbürger 
des anderen Vertragsstaates ist, muß die Annahme oder ihre 
Aufhebung den Gesetzen beider Vertragsstaaten entsprechen.

Artikel 49
(1) Zuständig für das Verfahren bei der Annahme an Kin­

des Statt oder ihrer Aufhebung ist das Organ des Vertrags­
staates, dessen Staatsbürger der Annehmende zur Zeit der 
Antragstellung ist. Haben der Annehmende und der Ange­
nommene ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet des anderen Ver­
tragsstaates, ist auch das Organ dieses Vertragsstaates zu­
ständig.

(2) Im Falle des Artikels 48 Absatz 3 ist das Organ des 
Vertragsstaates zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die Ehe­
gatten ihren gemeinsamen Wohnsitz oder Aufenthalt haben 
oder zuletzt gehabt haben.

Vormundschaft und Pflegschaft
Artikel 50

(1) Für die Anordnung oder Aufhebung der Vormundschaft 
oder Pflegschaft gelten die Gesetze des Vertragsstaates, des­
sen Staatsbürger die unter Vormundschaft oder Pflegschaft 
zu stellende Person ist.

(2) Die Rechtsverhältnisse zwischen Vormund oder Pfleger 
und der unter Vormundschaft oder Pflegschaft stehenden Per­
son bestimmen sich nach den Gesetzen des Vertragsstaates, 
dessen Organ den Vormund oder Pfleger bestellt hat

(3) Die. Pflicht zur Übernahme einer Vormundschaft oder 
Pflegschaft bestimmt sich nach den Gesetzen des Vertrags­
staates, dessen Staatsbürger die Person ist, die als Vormund 
oder Pfleger bestellt werden soll.

(4) Als Vormund oder Pfleger für einen Staatsbürger des 
einen Vertragsstaates kann ein Staatsbürger des anderen Ver­
tragsstaates bestellt werden, wenn er seinen Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet des Vertragsstaates hat, in dem er die Funk­
tion des Vormundes oder Pflegers auszuüben hat.

Artikel 51
Über die Anordnung oder Aufhebung der Vormundschaft 

oder Pflegschaft entscheidet, soweit dieser Vertrag nichts an­
deres bestimmt, das Organ des Vertragsstaates, dessen Staats­
bürger die Person ist, gegenüber der die Vormundschaft oder 
Pflegschaft angeordnet oder aufgehoben werden soll.

Artikel 52
(1) Ist es erforderlich, im Hoheitsgebiet des einen Vertrags­

staates eine Vormundschaft oder Pflegschaft über einen 
Staatsbürger des anderen Vertragsstaates anzuordnen, dessen 
Wohnsitz, Aufenthalt oder Vermögen im Hoheitsgebiet dieses 
Vertragsstaates liegen, setzt das Organ dieses Vertragsstaates 
unverzüglich das in Artikel 51 genannte Organ in Kenntnis.

(2) In dringenden Fällen veranlaßt ein Organ des anderen 
Vertragsstaates die notwendigen vorläufigen Maßnahmen 
nach den Gesetzen seines Staates, worüber es das in Arti­
kel 51 genannte Organ unverzüglich in Kenntnis setzt. Die 
vorläufigen Maßnahmen bleiben bis zur anderweitigen Ent­
scheidung durch das zuständige Organ des anderen Vertrags­
staates in Kraft. Das Organ, welches die vorläufigen Maßnah­
men getroffen hat, ist davon in Kenntnis zu setzen.

Artikel 53
(1) Das in Artikel 51 genannte Organ kann seine Wahr­

nehmung der Fürsorge über eine Person, die unter Vormund­
schaft oder Pflegschaft gestellt wurde, an ein Organ des an­
deren Vertragsstaates übertragen, wenn die Person ihren 
Wohnsitz .im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates hat. Die 
übertragene Fürsorge wird wirksam, sobald das ersuchte Or­
gan die Fürsorge über diese Person übernommen und das 
ersuchende Organ davon dn Kenntnis gesetzt hat.

(2) Das Organ, welches nach Absatz 1 die Fürsorge über 
diese Person übernommen hat, verfährt nach den Gesetzen 
seines Staates.

4. Erbschaftsangelegenheiten

Artikel 54 
Grundsatz der Gleichstellung

Die Staatsbürger des einen Vertragsstaates sind in bezug auf 
die Fähigkeit, testamentarische Verfügungen über das Ver­
mögen, das sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaa­
tes befindet, oder über Rechte, die dort geltend gemacht wer­
den sollen und Schriftstücke über die Enterbung zu errichten 
oder aufzuheben, sowie in bezug auf die Fähigkeit, durch 
Erbrecht Vermögen oder Rechte zu erwerben, den Staatsbür­
gern des anderen Vertragsstaates gleichgestellt.

Artikel 55 
Anzuwendendes Recht

(1) Das Erbrecht hinsichtlich beweglichen Nachlasses be­
stimmt sich nach den Gesetzen des. Vertragsstaates, in des­
sen Hoheitsgebiet der Erblasser zum Zeitpunkt des Todes sei­
nen Wohnsitz hatte.

(2) Das Erbrecht hinsichtlich unbeweglichen Nachlasses be­
stimmt sich nach den Gesetzen des Vertragsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet sich der unbewegliche Nachlaß befindet.

Artikel 56 
Erbloser Nachlaß

Soweit nach den Gesetzen des Vertragsstaates, nach wel­
chen sich das Erbrecht bestimmt, kein Erbe vorhanden ist, 
fällt der bewegliche Nachlaß dem Vertragsstaat zu, dessen 
Staatsbürger der Erblasser zum Zeitpunkt des Todes war, der 
unbewegliche Nachlaß dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits­
gebiet er sich befindet.

Artikel 57 
Testamentarische Verfügungen

(1) Die Fähigkeit, eine testamentarische Verfügung oder 
ein Schriftstück über die Enterbung zu errichten oder aufzu­
heben sowie die Rechtsfolgen von Erklärungsmängeln be­
stimmen sich nach den Gesetzen des Vertragsstaates, dessen 
Staatsbürger der Erblasser zum Zeitpunkt der Willenserklä­
rung war. Dieses Recht gilt auch für die zulässigen Arten 
testamentarischer Verfügungen.


